
sich auf Kontrollen beschränkten. 
Das kann aber nicht der Sinn der 
Tätigkeit der ehrenamtlichen Mit­
arbeiter sein!
Der persönliche Kontakt ist für die 
weitere gesellschaftliche Erziehung 
des entlassenen Strafgefangenen sehr 
wichtig. Ehrenamtliche Helfer müs­
sen deshalb Bürger sein, die über 
hohe gesellschaftlich-moralische Qua­
litäten verfügen und es verstehen, 
das Vertrauen anderer Menschen zu 
erringen. Sie müssen von den Haft­
entlassenen auch als echte H e l f e r  
anerkannt werden! Die Form der 
unmittelbaren Hilfe sollte vor allem 
dort angewandt werden, wo Haft­
entlassene bei der Wiedereingliede­
rung Schwierigkeiten bereiten, weil 
sie in ihrem Charakter, in ihren 
Moralauffassungen u. ä. noch wenig 
gefestigt sind.
Die ehrenamtlichen Mitarbeiter kön­
nen aber auch die gesellschaftlichen 
Kräfte in den Wohnbezirken bzw. 
die Arbeitskollektive in den Betrie­
ben beraten und unterstützen. Sie 
sollten besonders darüber wachen, 
daß auf den Haftentlassenen nicht 
durch eine Vielzahl von Maßnahmen 
eingewirkt wird, weil er das als 
„Gängelei“ auffassen muß.
Natürlich bringen die ehrenamtlichen 
Helfer nicht immer gleich die hohen 
Qualitäten für ihre Arbeit mit. Eine 
wichtige Aufgabe der örtlichen Or­
gane ist es deshalb, diesen Helfern 
die notwendigen Kenntnisse und

Fähigkeiten zu vermitteln. Das ge­
schieht bereits in einzelnen Kreisen 
und Stadtbezirken z. B. in monat­
lichen Beratungen und Erfahrungs­
austauschen im Kollektiv der ehren­
amtlichen Mitarbeiter durch die Ab­
teilung Innere Angelegenheiten und 
unter Einbeziehung von Mitarbeitern 
der Rechtspflegeorgane sowie der 
Betriebe.
Als ehrenamtliche Mitarbeiter wer­
den z. Z. hauptsächlich Altersrentner 
gewonnen. Diese Bürger, die über 
große Lebenserfahrungen verfügen, 
sind für den einzelnen Haftentlasse­
nen meist gute Ratgeber und Helfer. 
Für die Unterstützung der Kollek­
tive in den Betrieben oder Wohn­
bezirken sollten jedoch Mitglieder 
gesellschaftlicher Organisationen im 
Betrieb oder der Nationalen Front als 
ehrenamtliche Helfer gewonnen wer­
den. Das würde auch zu einer enge­
ren Verbindung zwischen der Abtei­
lung Innere Angelegenheiten und den 
gesellschaftlichen Organisationen füh­
ren.
Wir halten es für dringend notwen­
dig, daß die Erfahrungen, die bisher 
bei der Durchsetzung der VO über 
die Wiedereingliederung haftentlas­
sener Personen in das gesellschaft­
liche Leben gesammelt wurden, mit­
geteilt und verallgemeinert werden.

GERD SEIDEL. GÜNTER TOMOW1AK  
und HEINZ WOICZYK. Studenten  
an der Juristischen Fakultät 
der Humboldt-Universität Berlin

Zur Vermögensauseinandersetzung 
nach der Ehescheidung

Das Bezirksgericht Schwerin geht in 
seinem Urteil vom 11. November 1964 
- 3 BF 37/64 - (NJ 1965 S. 398)* da­
von aus, daß bei der Auseinander­
setzung über das von den Parteien 
in der Ehe aus beiderseitigem Ar­
beitsverdienst erworbene gemein­
same Vermögen dem Kläger der 
höhere Anteil an diesem zustehe, da 
er durch seine Arbeitsleistungen 
mehr Einkünfte in die Ehe einge­
bracht habe. Das habe er nur tun 
können, weil er der Gesellschaft 
mehr gegeben habe als die Verklagte.

Mit einer solchen Auffassung wird 
verkannt, daß es sich im gegebenen 
Falle nicht um einen beliebigen Ver­
gleich der Leistungen zweier Men­
schen handelt, sondern daß beide Teil 
einer Gemeinschaft waren, wie sie 
enger nicht sein kann. Es wird über­
sehen, daß ein glückliches und har­
monisches Familienleben wesentlich

* Das Urteil des Bezirksgerichts Schwerin 
ist Inzwischen durch das in diesem Heft 
veröffentlichte Urteil des Obersten Ge­
richts vom 5. August 1965 - 1 ZzF 17/65 - 
aufgehoben worden. — D. Red.

zur Lebens- und Schaffensfreude bei­
trägt und eine wichtige Vorausset­
zung dafüf ist, durch berufliche Lei­
stung der Gesellschaft etwas geben 
zu können. Eine solche Vorausset­
zung stellt sich aber nicht von allein 
ein. Deshalb zieht niemand in Zwei­
fel, daß auch die Ehefrau, die „nur“ 
den Haushalt versorgt und damit dem 
Ehemann die Gelegenheit gibt, sich 
mit aller Kraft der Erfüllung seiner 
beruflichen Aufgaben zu widmen, 
gesellschaftlich nützliche Arbeit lei­
stet, die dadurch anerkannt wird, 
daß sie zur materiellen Beteiligung 
an dem während der Ehe Erworbe­
nen führt. Das muß aber erst recht 
gelten, wenn die Ehefrau gleichfalls 
berufstätig ist.
Der veröffentlichte Teil des Sachver­
halts des Urteils gibt zwar nicht über 
alle Einzelheiten- des Zusammen­
lebens der Eheleute Auskunft. Das 
Gericht hebt aber hervor, daß der 
Verklagte sein hohes Einkommen zum 
Teil aus der Arbeit außerhalb der 
normalen Arbeitszeit erzielt hat. Es 
finden sich jedoch keine Erwägungen

darüber, ob der Verklagte infolge sei­
ner beruflichen oder insbesondere 
seiner Nebentätigkeit vielleicht 
außerstande war, einen Teil der im 
Haushalt anfallenden Arbeit zu lei­
sten, oder ob er nur deshalb so viel 
in seinem Beruf leisten konnte, weil 
die gleichfalls berufstätige Klägerin 
alle mit der Haushaltsführung und 
der Versorgung des Klägers zusam­
menhängenden Aufgaben allein er­
füllt hat. Dies festzustellen, war aber 
erforderlich; denn es ist nicht allein 
wichtig, wie die Leistung eines Ehe­
gatten nach außen in Erscheinung 
tritt; man muß vielmehr auch nach 
der Grundlage fragen, die ihn zu sei­
ner Leistung befähigt hat.
Die einseitige Hervorhebung des ma­
teriellen Ergebnisses der Berufsarbeit 
der Parteien mutet an, als ginge es 
um die Bestimmung der Anteile von 
Gesellschaften oder dergleichen. So 
aber kann im Hinblick auf das Wesen 
der Ehe in unserer Gesellschaft die 
Vermögensauseinandersetzung zwi­
schen Eheleuten nicht vorgenommen 
werden.
Es ist zu begrüßen, daß der FGB- 
Entwurf in § 39 Abs. 2 klarstellt, daß 
die Arbeit beider Ehegatten in ihrem 
Verhältnis zueinander gleich zu be­
werten ist, mag sie im Beruf oder im 
Haushalt geleistet sein. Aus dieser 
Regelung kann wohl geschlossen wer­
den, daß auch der Hausfrau die 
Hälfte des während der Ehe erwor­
benen Vermögens zusteht, wenn sie 
den Haushalt allein versorgt hat, und 
daß das Gesetz keinen „besonderen 
Fall“ außer der Berücksichtigung der 
Interessen von Kindern anerkennen 
will, der ihr diesen Anspruch schmä­
lern könnte. Damit sind zukünftig 
Rechtsansichten, wie sie das Bezirks­
gericht Schwerin in der veröffentlich­
ten Entscheidung vertreten hat, aus­
geschlossen.
Rechtsanwalt WERNER REIMERS.  
Eisenhüttenstadt,
Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwiil’e  
Im Bezirk Frankfurt (Oder)

Hinweis
Zum Artikel von K u l a s z e w s k i ,  
„Unzulässigkeit von Aufgebotsver­
fahren bei Altforderungen“ (NJ 1965
S. 340) werden wir von der Deutschen 
Notenbank und von der Deutschen 
Investitionsbank darauf hingewiesen, 
daß die Zuständigkeit für den Einzug 
von Altforderungen nicht vollständig 
dargelegt worden ist. Beide Banken 
verwalten auch noch andere Altfor­
derungen als die von Kulaszewski 
genannten, so daß bei Aufgebotsver­
fahren für die Kreisgerichte eine 
Rückfrage bei den Kreissparkassen, 
ggf. auch bei der Bezirksfiliale Pots­
dam der Deutschen Investitionsbank, 
immer zweckmäßig ist.

Die Redaktion
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